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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Bewilligung von Parkerleichterungen fiir besondere
Gruppen schwerbehinderter Menschen

Erlass
des Ministeriums fir Infrastruktur und Landwirtschaft
Abteilung 4 - Stralenverkehr - Nr. 31/2014
Vom 23. Juni 2014

Auf der Grundlage der noch geltenden Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift (VwWV) zu § 46 Absatz 1 Nummer 11 der Stra-
Benverkehrs-Ordnung (StVO) vom 4. Juni 2009 werden weiter-
hin die nach Nummer II 3 Buchstabe ¢ bis fder VWV zu § 46 Ab-
satz 1 Nummer 11 StVO, Rn. 136 bis 139 bundesweiten Aus-
nahmegenehmigungen fiir die dort aufgefiihrten schwerbehin-
derten Menschen ohne Moglichkeit der Benutzung ausgewiese-
ner Schwerbehindertenparkplatze (Zeichen 314 und 315 mit Zu-
satzzeichen 1044-10 StVO) gewihrt.

Die aufgefiihrten schwerbehinderten Menschen entsprechen
weitestgehend den Personengruppen, denen auf Grund der bran-
denburgischen Sonderregelung im Erlass des Ministeriums fiir
Infrastruktur und Raumordnung Abteilung 4 - Stralenverkehr -
Nr. 14/2009 vom 3. August 2009 (ABL. S. 1620), gedndert durch
die Bekanntmachung vom 18. November 2009 (ABL. S. 2422),
schon bisher Parkerleichterungen gewéhrt worden sind, die zu-
sitzlich auch zur Benutzung ausgewiesener Schwerbehinderten-
parkpldtze in den Léndern Brandenburg und Berlin berechtigen.

Zur Vermeidung von Nachteilen fiir diese Gruppen schwerbehin-
derter Menschen legt das Ministerium fiir Infrastruktur und Land-
wirtschaft fest, dass in Ergdnzung der bundeseinheitlichen Aus-
nahmegenehmigung den berechtigten Personenkreisen mit Wohn-
sitz im Land Brandenburg eine Ausnahmegenehmigung entspre-
chend dem beigefiigten Muster (Anlage 2) zu erteilen ist, die ge-
méil einer Vereinbarung mit der Senatsverwaltung fiir Stadtent-
wicklung und Umwelt auch im Land Berlin gilt. Der besondere
Parkausweis (Verkehrsblatt 2009 S. 392), der von einer Straf3en-
verkehrsbehorde des Landes Brandenburg oder des Landes Berlin
ausgestellt worden ist, berechtigt somit auch zur Benutzung aus-
gewiesener Schwerbehindertenparkplétze (Zeichen 314/315 mit
Zusatzzeichen 1044-10 StVO) in beiden Bundesldndern. Im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Frauen und
Familie und dem Ministerium des Innern wird fiir die Erteilung
der Ausnahmegenehmigungen durch die StraB3enverkehrsbehor-
den im Land Brandenburg Folgendes bestimmt:

1 Berechtigter Personenkreis

Auf Antrag erhalten nachstehend aufgefiihrte Personen - mit fol-
genden vom Landesamt fiir Soziales und Versorgung bestétigten
Gesundheitsstorungen beziehungsweise Funktionsbeeintrichti-
gungen - eine Ausnahmegenehmigung nach § 46 Absatz 1
Nummer 11 StVO (Gewihrung von Parkerleichterungen fiir be-
sondere Gruppen schwerbehinderter Menschen):

a) Schwerbehinderte Menschen mit den Merkzeichen ,,G*“ und
,,B“und einem Grad der Behinderung von wenigstens 80 al-

lein fiir Funktionsstdrungen an den unteren Gliedmaflen
(und der Lendenwirbelsdule, soweit sich diese auf das Geh-
vermdgen auswirken);

b) Schwerbehinderte Menschen mit den Merkzeichen ,,G* und
B und einem Grad der Behinderung von wenigstens 70 al-
lein fiir Funktionsstdrungen an den unteren GliedmafBien
(und der Lendenwirbelsdule, soweit sich diese auf das Geh-
vermdgen auswirken) und gleichzeitig einem Grad der Be-
hinderung von wenigstens 50 fiir Funktionsstérungen des
Herzens oder der Atmungsorgane;

¢) Schwerbehinderte Menschen, die an Morbus Crohn oder
Colitis ulcerosa erkrankt sind, wenn hierfiir ein Grad der Be-
hinderung von wenigstens 60 vorliegt;

d) Schwerbehinderte Menschen mit kiinstlichem Darmaus-
gang und zugleich kiinstlicher Harnableitung, wenn hierfiir
ein Grad der Behinderung von wenigstens 70 vorliegt.

2 Verwaltungsverfahren

a) Das Landesamt fiir Soziales und Versorgung priift im Wege
der Amtshilfe bereits im Rahmen des Verfahrens iiber die
Feststellung des Grades der Behinderung, ob ein Antragstel-
ler/eine Antragstellerin zu einem der in Nummer 1 be-
stimmten Personenkreise gehort und erteilt eine Bescheini-
gung (Anlage 1) als Nachweis zum formlosen Antrag auf Er-
teilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 46 Absatz 1
Nummer 11 StVO (Gewéhrung von Parkerleichterungen fiir
besondere Gruppen schwerbehinderter Menschen). Der An-
trag ist unter Vorlage der Bescheinigung des Landesamtes
fiir Soziales und Versorgung bei der zustdndigen Straf3en-
verkehrsbehorde zu stellen.

b) Die zustindige Stralenverkehrsbehdrde erteilt eine Ausnah-
megenehmigung gemif dem beigefiigten Muster (Anlage 2)
mit dem im Verkehrsblatt 2009 S. 391 bekannt gegebenen
Parkausweis. Die Ausnahmegenehmigung und der Parkaus-
weis sind langstens fiir fiinf Jahre zu erteilen (Nummer I1I 2
der VwV zu § 46 Absatz 1 Nummer 11 StVO, Rn. 141) oder
fiir die Dauer der Giiltigkeit des Schwerbehindertenauswei-
ses, wenn diese unter fiinf Jahren liegt. Unbefristet erteilte
Ausnahmegenehmigungen sind durch befristete Ausnahme-
genehmigungen zu ersetzen.

c) Die Ausnahmegenehmigung soll in der Regel gebiihrenfrei
erteilt werden (Nummer III 3 der VWV zu § 46 Absatz 1
Nummer 11 StVO, Rn. 142).

3 Inkrafttreten/Auflerkrafttreten

Diese Regelung tritt am 1. August 2014 in Kraft und am 31. Ju-
1i 2019 auBer Kraft. Gleichzeitig tritt der Erlass tiber die Bewil-
ligung von Parkerleichterungen fiir besondere Gruppen schwer-
behinderter Menschen vom 3. August 2009 (ABI. S. 1620), ge-
andert durch die Bekanntmachung vom 18. November 2009
(ABI1 S. 2422), aufer Kraft.
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Anlage 1
Landesamt flr Soziales und Versorgung
des Landes Brandenburg
AuRenstelle

Datum: ..o
Bescheinigung
zur Vorlage bei der StraRenverkehrsbehorde als Nachweis zum Antra

Ausnahmegenehmigung nach § 46 Absatz 1 Nummer 11 StVO f
schwerbehinderter Menschen:

auf Erteilung einer
sondere Gruppen

Es wird bestatigt, dass

FIaHEE nnmsianmsmumansssmmsmmvesgiam
GEbOIEN A  cnssansusssssRa
WOhhheltlh sesnmmmmensrasmsimaas
AZ s

zu einer der folgenden Personengruppen n
Nummer 11 StVO, Rn. 136 bis 139, gehort:

der VwV zu § 46 Absatz 1

B“ und einem Grad der Behinderung
en unteren Gliedmalen (und der
en auswirken)

,G" und ,B* und einem Grad der Behinderung
rungen an den unteren Gliedmafen (und der
s Gehvermbgen auswirken) und gleichzeitig einem
igstens 50 fur Funktionsstorungen des Herzens oder der

[]  Schwerbehinderte ®Menschen mit kiinstichem Darmausgang und zugleich kiinstlicher
Harnableitung, wenn hierflr ein Grad der Behinderung von wenigstens 70 vorliegt

Die oben genannte Person erfillt damit die medizinischen Voraussetzungen fiir die Erteilung einer
Ausnahmegenehmigung  (Bewilligung von  Parkerleichterungen) flir besondere  Gruppen
schwerbehinderter Menschen.

Landesamt fur Soziales und Versorgung

Diese Bescheinigung ist maschinell erstellt und ohne Unterschrift giltig.
Hinweis:  Zur Beantragung der Ausnahmegenehmigungen benotigt die Straenverkehrsbehorde neben dieser Bescheinigung auch eine beidseitige Kopie
des Schwerbehindertenausweises.
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Anlage 2

(Behdrde) (o (Datum) oG
' gerannten

_ Viriedrs-
(Akienzeichen) eichen

Ausnahmegenehmigung Nr.: Zelchan
zur Gewihrung von Parkerleichterungen 2421
fiir besondere Gruppen schwerbehinderter Menschen
nach § 46 Absatz 1 Nummer 11 5{V0

FrauHermn

wohnhaft

wd dem jeweds befirdemden Fahrzeugithrer der vorgenannten Persan wird aufgrund deg § 46 Aps_ tNe 1] S1VO die .
Ausnahmegenshmigung erteilt, mit einem Kraftfahizeug =

1. an Stefien, an denen das eingeschrankte Haltverbot (Zeichen 236, 290.1 StV ‘g : in Auch arSfellen, an Zelchan
denen das absolute Haltverbot {Zeichen 283 StVO) mit Zusatzzeichen *Be- ' ‘und Adsstei
angeordnet ist, bis 2u drei Stmnden zu parken,

2. im Bereich eines Zonenhaltverbats {Zeichen 280.1 S140), ind
die zugelassene Parkdauwer zu Gberschraiten,

[
&
(7]
¥
z
:
&
|
5
3

in Fullgdngerzonen {Zeichen 242.1 BAVQY}, in
wihrend der Ladezeit zu parken,

an Parkuheen und bei Parischelnauiomaten
suf Parkpl3tzen fir Bewchner bis zu 3 Stu

in verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325
dzn durt‘.'xg&hengn Verkehr zu bdhindem]|
sofern in zumutbarer Entfernung ke ore

N &

Stunden.

Diese Parkerleichterunge gesam

Nebenbestimmunageti-

1. Wihnand w% ensi lage beig
hsba upnngen.

2. DegPakberechligt= ist :
Bget L - migungsbehdrde mitzutellen. Z0RE
hen 283 StW/Q), ‘m Bereich eines Zonenhaltverbots {Zeichen 200.1
i} zugelassesn ist, auf Bewohnerparkpldtzen und in Berlin im abso-
ichen “Be- und Entladen, Ein- und Ausstsigen frei® ist zus3tafich

durch e ng auf Arischeibe (§ 13 Abs. 2 Nr. 2, Bild 318 StVO) nachzuweisen.
4. g wird {a am|Vorbeh 5 jederzeitigen YWidenufs erteilt. Sie wird widerrufen, wenn der
jejdie Siche o9 Straflenverkehrs gefiheget, wenn der Grund Fir die Genshmigung entS3t oder

i =2t ist. Missbrauch kann aulerdem nach § 42 SV G w.-rfclgt werden.

g darf nur unter Beachtung der Grundregeln der Strallenverkehrs-Ordnung
btauch gemat t werden. ’
Parkverbote des § 12 BVO sind 2u beachten, sawsit die Ausnahmegenehmigung nichts anderes

egenshmigung berechtigt nicht zum Halten oder Parken innerhalb der durch Zeichen 283 SIV0 Blid 318
EOjuts ltverbot) gekennzeichneten Verbotsstrecken, es sal denn, bei absolutan Halverbeten in Berlin ist das

Zusatkzhiéhen *Be- und Entaden, En- und Aussteigen frei* angeordnet. (7

Wejstingen von Polizebeamten sind zu befolgen. >

Der Parkberechifigte ist verpfiichiet, bei Inanspruchnahme der Parkarleichterungen diesen Bescheid mitzuflhren und P

zustindigen Perscnen auf Verlanpgen zur Prifung auszuh3ndigen.

&, Soweit zum Zeichen Parken” (Zeichen 314 S1V0) das Zusatzzeichen ,Pkw” angaardnat ist, darf dart mit anderen
Fahrzeugen nicht geparkt werden; beim Parken auf Sehwegen” {Zaichan 315 SIVO) dad das 2ulissige
Gesamigewicht des Falrzeugs nicht mehr als 2,8 t befragen.

G

o

Besonderer Hinweis fiir eine Nutzung dieser Ausnahmegenehmigunyg auBarhalb Beriins und Brandenburgs: 3 i

Diese Ausnahmegenehmigung gilt auBerhalb der Linder Berlin und Brandenburg pight fiir Parkplitze mit {Raiodifat s
Zusatzzeichen (Rollstuhlfahrersymbol), die ausschlieBlich fiir schwerbehinderte Menschen mit H“g’ggﬁ?g‘;
aufergewdhnlicher Gehbehinderung, beidseitiger Amelie ader Phokomelie oder vergleichbaren 28
Funktionseinschrinkungen und fiir blinde Menschen reserviert sind.

Die Ausnahmegenshmigung ist gdltig bis: ﬂ

Unterscheit, Sieged 4)
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Zweite Anderung der Biirgschaftsrichtlinie
des Landes Brandenburg fiir die Wirtschaft
und die freien Berufe

Erlass des Ministeriums der Finanzen
Vom 30. Juni 2014

I

Die Biirgschaftsrichtlinie des Landes Brandenburg fiir die
Wirtschaft und die freien Berufe vom 16. Oktober 2007 (ABI.
S. 2483), gedndert durch die Bekanntmachung vom 30. Dezem-
ber 2011 (ABI. 2012 S. 53), wird wie folgt gedndert:

1. Nummer 4 wird aufgehoben.
2. Die Nummern 5 bis 13 werden die Nummern 4 bis 12.
3. Die Anlage 1 wird aufgehoben.

4. Die Anlagen 2 bis 4 werden die Anlagen 1 bis 3.

1I.

Dieser Erlass tritt am 1. Juli 2014 in Kraft.

Fiinfte Satzung zur Anderung
der Verbandssatzung des Zweckverbandes
»Gewisserrandstreifenprojekt Spreewald*
(Auflosung des Zweckverbandes zum 1. Januar 2015)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-21
Vom 8. Juli 2014

I
Genehmigung

Gemil § 20 Absatz 4 und 6 des Gesetzes liber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 28. Mai 1999 (GVBIL. I S.194), zu-
letzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Mai 2013
(GVBL I Nr. 18), genehmige ich die mit der Fiinften Satzung zur
Anderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes ,,Gewis-
serrandstreifenprojekt Spreewald* mit Wirkung zum 01.01.2015
beschlossene Auflosung des Zweckverbandes ,,Gewésserrand-
streifenprojekt Spreewald*.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-

kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Cottbus erhoben
werden.

Im Auftrag

Seeberg

I1.
Die Satzung hat folgenden Wortlaut:

Fiinfte Satzung zur Anderung der Verbandssatzung
des Zweckverbandes Gewisserrandstreifenprojekt
Spreewald (GRPS)

Auf der Grundlage der §§ 15 und 20 des Gesetzes tiber kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der
Fassung vom 28. Mai 1999 (GVBIL. 1 S. 194), zuletzt gedndert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GVBI. I Nr. 18)
sowie auf der Grundlage von § 7 Absatz 2 der Verbandssatzung
des Zweckverbandes Gewisserrandstreifenprojekt Spreewald
(GRPS) vom 14. November 1997 (ABL/AAnz. 1998 S. 842), zu-
letzt gedindert durch die Vierte Satzung zur Anderung der Ver-
bandssatzung vom 17. Mérz 2011 (ABI. S. 706) hat die Ver-
bandsversammlung des Zweckverbandes Gewdésserrandstrei-
fenprojekt Spreewald (GRPS) in ihrer Sitzung am 23.05.2014
folgende Fiinfte Satzung zur Anderung der Verbandssatzung
des Zweckverbandes Gewisserrandstreifenprojekt Spreewald
(GRPS) beschlossen:

§1
Auflosung des Zweckverbandes

(1) Der Zweckverband Gewésserrandstreifenprojekt Spreewald
wird mit Inkrafttreten dieser Satzung aufgeldst.

(2) Die Satzung des Zweckverbandes Gewisserrandstreifenpro-
jekt Spreewald tritt im Zeitpunkt der Auflésung des Verbandes
auller Kraft.

(3) Fortbestehende Rechte und Pflichten regelt eine zwischen

den Zweckverbandsmitgliedern abgeschlossene Auseinander-
setzungsvereinbarung.

§2

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Liibbenau, 23. Mai 2014

gez. S. Loge
Verbandsvorsteher

gez. H. Wenzel
Vors. der Verbandsversammlung
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Ordnungsbehordliches Vorgehen gegen
offentliches Zeigen der Reichskriegsflagge
Erlass vom 19. April 2002 - Az.: 111/7-10-00/1

Erlass des Ministeriums des Innern
des Landes Brandenburg
Az.: 45.3-891-21
Vom 10. Juni 2014

Da der o. g. Erlass auler Kraft getreten ist und die Notwendig-
keit, gegen das Fiihren, Zeigen und Verwenden der Reichs-
kriegsflagge in der Offentlichkeit vorzugehen, weiterhin besteht,
ergeht folgender neuer Erlass:

1. Das Zeigen oder Verwenden der Reichskriegsflagge aus der
Zeit vor 1935 in der Offentlichkeit ist auf der Grundlage der
§§ 1 und 13 des Ordnungsbehordengesetzes (OBG) im Rah-
men der Ausiibung pflichtgemédBen Ermessens zu unterbin-
den und die Flagge gemdB § 23 Nummer 1 Buchstabe g
OBG in Verbindung mit § 25 Nummer 1 des Brandenbur-
gischen Polizeigesetzes sicherzustellen.

Die Reichskriegsflagge ist weiterhin Symbol nationalsozia-
listischer Anschauungen und/oder von Ausldnderfeindlich-
keit. Thre Verwendung in der Offentlichkeit stellt eine nach-
haltige Beeintrachtigung der Voraussetzungen fiir ein geord-
netes staatsbiirgerliches Zusammenleben und damit eine
Gefahr fiir die 6ffentliche Ordnung dar.

2. Reichskriegsflaggen im Sinne dieses Erlasses sind nachfol-
gend genannte Flaggen:

- Kriegsflagge des Norddeutschen Bundes/Deutschen
Reiches von 1867 bis 1921 (Anlage 1),

- Kriegsflagge des Deutschen Reiches von 1922 bis 1933
(Anlage 2),

- Kriegsflagge des Deutschen Reiches von 1933 bis 1935
(Anlage 3).

Die Kriegsflagge des Deutschen Reiches von 1935 bis 1945 ent-
hélt neben dem Eisernen Kreuz zusétzlich das Hakenkreuz. Das
Zeigen dieser Flagge (Anlage 4) ist nach § 86a des Strafgesetz-
buches (StGB) strafbar.

Nach § 86a Absatz 2 Satz 2 StGB ist auch das Verbreiten und Ver-
wenden solcher Kennzeichen strafbar, die den Kennzeichen ver-
fassungswidriger Organisationen zum Verwechseln dhnlich sind.

Der Erlass tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Eine Be-
fristung der Geltungsdauer erfolgt nicht, da eine Anderung der
Einschitzung der Notwendigkeit des Erlasses auf absehbare Zeit
nicht zu erwarten ist.

Die Landrite und Landritinnen werden gebeten, die ortlichen
Ordnungsbehorden ihres Landeskreises unverziiglich zu infor-
mieren.
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Anlage 3

schwarz
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rot

Kriegsflagge des Deutschen Reiches 1933 - 1935
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Anlage 4
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Reichskriegsflagge 1935 - 1945
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Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von zwei Windkraftanlagen in 15236 Jacobsdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 29. Juli 2014

Die Firma MLK Windpark Sieversdorfer Heide Nr. 58 GmbH &
Co. KG, Lichtenberger Weg 4 in 15236 Jacobsdorf beantragt die
Genehmigung nach § 4 Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG), auf dem Grundstiick 15236 Jacobsdorf in
der Gemarkung Jacobsdorf, Flur 1, Flurstiick 280 (Landkreis
Oder-Spree) zwei Windkraftanlagen zu errichten und zu betrei-
ben (Az. G06113).

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 des An-
hanges 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anlagen
(4. BImSchV) sowie um die Anderung eines Vorhabens nach
Nummer 1.6.1 Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Um-
weltvertriglichkeitsprifung (UVPG).

Nach § 3e UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstréger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststéindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 0335 560-3182 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle,
Zimmer 103, Miillroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder)
eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
2.Juli 2013 (BGBI. 1 S. 1943)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BlImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756)

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I

S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI. I S. 2749)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von zwei Windkraftanlagen in 15374 Miincheberg

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 29. Juli 2014

Die Firma ASE Wasser- und Umwelttechnik GmbH, Biirger-
meister-Weger-Weg 9 in 82140 Olching beantragt die Genehmi-
gung nach § 4 Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG), auf dem Grundstiick 15374 Miincheberg in der
Gemarkung Miincheberg, Flur 15, Flurstiicke 12/1 und 154
(Landkreis Markisch-Oderland) zwei Windkraftanlagen zu er-
richten und zu betreiben (Az. GO1114).

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 des
Anhanges 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) sowie um die Anderung eines Vorhabens
der Nummer 1.6.3 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umwelt-
vertriglichkeitsprifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststidndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen kdnnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 0335 560-3182 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle,
Zimmer 103, Miillroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder)
eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
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liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
2.Juli 2013 (BGBI. 1 8. 1943)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBL. I S. 973, 3756)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI. I S. 2749)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Erweiterung der Hihnchenmastanlage
am Standort 16259 Neuméidewitz

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 29. Juli 2014

Der Landwirtschaftsbetrieb Hans-Joachim Schulz, Dorf-
straBe 14 in 16259 Oderaue, Ortsteil Méadewitz, Gemeindeteil
Neumaédewitz beantragt die Genehmigung nach § 16 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchQG) fiir die wesentliche
Anderung der Hihnchenmastanlage mit 150.000 Tierplitzen auf
dem Grundstiick in der Gemarkung Neumidewitz, Flur 1,
Flurstiick 332 (Az. G02814).

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen den Neubau eines
4. Hahnchenstalls mit einer Kapazitdt von 50.000 Tierplitzen
(Erhohung der Gesamtkapazitit auf 200.000 Tierplitze), die
Errichtung eines 3. Getreidesilos und den Neubau einer Trock-
nungshalle fiir Getreide.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um die Anderung einer An-
lage der Nummer 7.1.2.1 des Anhangs 1 der Verordnung iiber
genehmigungsbediirftige Anlagen (4. BlImSchV) sowie um ein
Vorhaben der Nummer 7.3.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes
iiber die Umweltvertrdglichkeitspriifung (UVPG).

Fiir das beantragte Vorhaben wird ein formliches Genehmi-
gungsverfahren durchgefiihrt.

Priifung zum Erfordernis einer UVP

Nach § 3e Absatz 1 Nummer 2 UVPG wurde fiir die beantragte
Anderung/Erweiterung der Hihnchenmastanlage eine allgemei-
ne Vorpriifung des Einzelfalls zum Erfordernis einer Umwelt-
vertriaglichkeitspriifung (UVP) durchgefiihrt. Im Ergebnis
dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das beantragte
Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Antragsteller vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Die Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen im Rahmen der Auslegung des Genehmigungsan-
trages eingesehen werden.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen Unterlagen
werden einen Monat vom 11. August 2014 bis einschlieSlich
10. September 2014 beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungs-
verfahrensstelle, Miillroser Chaussee 50, Zimmer 103 in
15236 Frankfurt (Oder) und beim Amt Barnim-Oderbruch,
Freienwalder Strasse 48 , Zimmer 107 in 16269 Wriezen ausge-
legt und konnen dort wiahrend der Sprechzeiten von Jedermann
eingesehen werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kénnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 11. August 2014 bis einschlieBlich
24. September 2014 schriftlich beim Landesamt fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung Ost, Ge-
nehmigungsverfahrensstelle, Postfach 601061 in 14410 Pots-
dam oder beim Amt Barnim-Oderbruch, Freienwalder
StraBe 48 in 16269 Wriezen erhoben werden. Mit Ablauf der
Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erorterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem
Erorterungstermin am 28. Oktober 2014 um 10:00 Uhr, im
Amt Barnim-Oderbruch, Freienwalder Strafie 48 in
16269 Wriezen erortert. Kann die Erérterung an diesem Tag
nicht abgeschlossen werden, wird der Erorterungstermin an den
folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen,
dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erdrtert werden.

Wurden die Einwendungen nicht form- und fristgerecht erho-
ben, findet kein Erérterungstermin statt.

Hinweise

Die Einwendungen werden dem Antragsteller sowie den Fach-
behorden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu ge-
ben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgemifBen Durchfiihrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung tiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.
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Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgéinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
2. Juli2013 (BGBIL.IS. 1943)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BlImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. I S. 1001), zuletzt geéndert durch Artikel 3 der
Verordnung vom 2. Mai 2013 (BGBI. 1 S. 973)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2749)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben wesentliche Anderung
der Schweinemastanlage durch Errichtung
und Betrieb einer Biogasanlage
in 04936 Kremnitzaue OT Malitschkendorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 29. Juli 2014

Die Firma Burgwall Agrar GmbH, beantragt die Genehmigung
einer wesentlichen Anderung der Schweinemastanlage durch
Errichtung und Betrieb einer Biogasanlage nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in der Gemarkung
Malitschkendorf, Flur 2, Flurstiicke 253 und 254 in 04936 Krem-
nitzaue OT Maltischkendorf (Landkreis Elbe-Elster).

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 7.1.7.2 V des
Anhangs der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 7.7.3
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertrdglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststidndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen konnen nach vorheriger Anmeldung unter der Tele-
fonnummer 0355 4991-1411 wiéhrend der Dienstzeiten im
Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strae 7 in 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgiinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013
(BGBI. IS. 1943) gedndert worden ist

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BlImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94, das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli
2013 (BGBI. I S. 2749) gedndert worden ist

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben wesentliche Anderung der
Biogasanlage in 15838 Am Mellensee OT Saalow

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 29. Juli 2014

Die Firma IEB Innovative Energien Potsdam GmbH, beantragt
die Genehmigung einer wesentlichen Anderung der Biogasan-
lage durch Errichtung und Betrieb einer Garriickstandstrock-
nungsanlage nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG), in der Gemarkung Saalow, Flur 3, Flurstiick 424 in
15838 Am Mellensee OT Saalow (Landkreis Teltow-Flaming).

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummern 8.6.3.2 V
und 1.2.2.2 'V des Anhangs der Verordnung {iber genechmigungs-
bediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der
Nummern 8.4.2.2 und 1.2.2.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Geset-
zes iiber die Umweltvertriaglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir die beantragten Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.
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Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstrager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen konnen nach vorheriger Anmeldung unter der Tele-
fonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten im
Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strae 7 in 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBL. I
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013
(BGBI. I S. 1943) gedndert worden ist

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung liber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBL. I S. 973, 3756)

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli
2013 (BGBI. I S. 2749) geéndert worden ist

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben
Errichtung und Betrieb von einer Windkraftanlage
in 04924 Bad Liebenwerda OT Moglenz

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 29. Juli 2014

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Heinrich-Hertz-Strale 6 in 03044 Cottbus, beantragt die Ge-

nehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchQG) fiir die Errichtung und den Betrieb von einer Wind-
kraftanlage in der Gemarkung Mdglenz, Flur 5, Flurstiick 81.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des
Anhangs 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.2
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstrager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen konnen nach vorheriger Anmeldung unter der Tele-
fonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten im
Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Re-
gionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strale 7 in 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBL. I
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013
(BGBL. I S. 1943) gedndert worden ist

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBL. I S. 973, 3756)

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. |
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli
2013 (BGBI. I S. 2749) gedndert worden ist

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP) fiir das
Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes Forst
Brandenburg, Oberforsterei Drebkau
Vom 14. Juli 2014

Der Antragsteller plant im Landkreis Spree-Neifle, Gemarkung
Klein Débbern, Flur 1, Flurstiick 105 die Erstaufforstung gemaf3
§ 9 LWaldG' auf einer Fliache von 7,3100 ha.

GemaB Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG? ist fiir
geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald
zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vor-
priifung des Einzelfalls im Sinne des § 3¢ Satz 2 UVPG durch-
zufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen
vom 12.06.2014 Az.: LFB 30.03.7020-6/61/2014 durchgefiihrt.
Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden

Unterlagen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 035602 5191825 wihrend der Dienst-
zeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforsterei
Drebkau, Drebkauer Hauptstrae 12, 03116 Drebkau eingese-
hen werden.

Rechtsgrundlagen

1. Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom
20. April 2004 (GVBL. I S. 317), zuletzt gedndert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 27. Mai 2009 (GVBI.1S. 175, 184)

2. Gesetz iliber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPQG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010
(BGBI. T S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des
Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBI. I S. 2749)

3. Gesetz iiber die Priifung von Umweltauswirkungen bei be-
stimmten Vorhaben, Plinen und Programmen im Land
Brandenburg (Brandenburgisches Gesetz iiber die Umwelt-
vertriaglichkeitspriifung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002
(GVBL IS. 62), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 29. November 2010 (GVBI. I Nr. 39)
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BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Rundfunk Berlin-Brandenburg

Grundsiitze fiir die Zusammenarbeit
im ARD-Gemeinschaftsprogramm
,»Erstes Deutsches Fernsehen“ und
anderen Gemeinschaftsprogrammen und -angeboten

(Richtlinien gemif § 11e RStV in der Fassung
vom 17. September 2013)

Bekanntmachung des Rundfunk Berlin-Brandenburg
Vom 1. Juli 2014

Priambel

Rundfunk ist Medium und Faktor des Prozesses umfassender
freier individueller und 6ffentlicher Meinungsbildung. Demge-
méf ist Rundfunkfreiheit primér eine der freien Meinungsbildung
dienende Freiheit. Sie ist konstituierend fiir die Demokratie.

Artikel 5 GG verlangt, dass alle in Betracht kommenden Krifte
im Gesamtprogramm zu Wort kommen koénnen und dass der
Rundfunk weder dem Staat noch einer gesellschaftlichen Grup-
pe ausgeliefert wird [stindige Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts

(BVerfGE 12, 205; 31, 314; 57, 295; 73, 118; 74, 297; 83, 238;
87, 181; 90, 60)].

Diesen verfassungsrechtlichen Vorgaben ist die ARD in beson-
derer Weise verpflichtet.

Die nachfolgenden Verpflichtungen gelten fiir das ARD-Ge-
meinschaftsprogramm ,,Erstes Deutsches Fernsehen" sowie die
anderen Gemeinschaftsprogramme und -angebote.

L. Programmgestaltung
(1) Auftrag

(a) Der offentlich-rechtliche Rundfunk ist Medium und Faktor
des Prozesses freier individueller und 6ffentlicher Meinungsbil-
dung.

(b) Die Programme und Angebote der ARD dienen der Informa-
tion, Bildung, Beratung und Unterhaltung. Die Angebote und
Programme der ARD haben ein vielfiltiges kulturelles Angebot
zu vermitteln. Sie beriicksichtigen die Bediirfnisse von Mehr-
heiten und Minderheiten.

(c) Die Programme und Angebote der ARD haben der Allgemein-
heit einen umfassenden Uberblick iiber das internationale, euro-
pdische, nationale und regionale Geschehen in allen wesentlichen
Lebensbereichen zu geben. Die ARD soll hierdurch die interna-
tionale Verstdndigung, die europdische Integration und den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt in Bund und Landern férdern.

(d) Der Auftrag zur Information erstreckt sich dabei auf alle Be-
reiche des politischen, sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen
und gesellschaftlichen Lebens und umfasst auch die Darstellung
geschichtlicher Zusammenhinge und Entwicklungen. Angebo-
te zur Beratung sind ein wichtiger Bestandteil dieses Informa-
tionsangebotes der ARD.

(e) Mit ihren Programmen und Angeboten leistet die ARD einen
Beitrag zur Vermittlung von Bildung und Wissen. Sie verbreitet
und fordert Bildungsangebote.

(f) In den Programmen und Angeboten der ARD soll anregende,
vielfdltige und kultivierte Unterhaltung dargeboten werden. Das
Unterhaltungsangebot beriicksichtigt in seiner Breite die Inter-
essen aller Alters- und Bevolkerungsgruppen.

(g) Die ARD vermittelt und fordert Kultur, Kunst und Wissen-
schaft. Das Geschehen in den Landern und die kulturelle Viel-
falt der Bundesrepublik sind in den Programmen und Angeboten
der ARD angemessen darzustellen. Die Programme und Ange-
bote der ARD sollen einen wesentlichen Anteil an Eigenproduk-
tionen und sonstigen Auftrags- und Gemeinschaftsproduktionen
aus dem deutsch-sprachigen und européischen Raum enthalten.

(h) Die ARD setzt sich dafiir ein, der gesamten Bevolkerung ei-
nen moglichst einfachen und ungehinderten Zugang zu ihren
Programmen und Angeboten zu ermdglichen. Sie nutzt die dafiir
relevanten Infrastrukturen und Ubertragungswege.

(2) Anforderungen an die Gestaltung von Sendungen
und Angeboten

(a) Die Wiirde des Menschen ist zu achten und zu schiitzen. Die
Personlichkeitsrechte anderer sind zu achten. Die Programme
und Angebote sollen dazu beitragen, die Achtung vor Leben,
Freiheit und korperlicher Unversehrtheit zu stirken.

(b) Auf der Grundlage der verfassungsméfigen Ordnung und
der allgemeinen Gesetze tragen die Programme und Angebote
der ARD zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung bei.
Sie sollen das Verstdndnis fiir alle Fragen des demokratischen
und foderalen Zusammenlebens fordern.

(c) Die Programme und Angebote sollen die Toleranz im Sinne
der Achtung von Glauben, Meinung und Uberzeugung der Mit-
menschen fordern. Die sittlichen und religiésen Uberzeugungen
der Bevolkerung sind zu achten.

(d) Dem Schutz der Jugend ist besondere Aufmerksamkeit zu
schenken. Hierfiir gelten in Ergdnzung der gesetzlichen Vor-
schriften die ARD-Richtlinien zur Sicherung des Jugendschut-
zes und die ARD-Kriterien zur Sicherung des Jugendschutzes.
Gewalt darf nicht verharmlost oder verherrlicht werden. In den
Programmen und Angeboten der ARD werden keine indizierten
Filme ausgestrahlt. Die Anliegen von Familien und Kindern so-



962 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 30 vom 30. Juli 2014

wie der Gleichberechtigung von Frauen und Ménnern sind an-
gemessen zu beriicksichtigen.

(e) Auf die Trennung von Werbung und Programm ist besonders
zu achten. Hierfiir gelten in Ergénzung der gesetzlichen Vor-
schriften die ARD-Richtlinien zur Trennung von Werbung und
Programm.

(3) Anforderungen insbesondere an
Informationssendungen und -angebote

Die ARD hat bei der Erfiillung ihres Auftrags die Grundsétze der
Objektivitdt und Unparteilichkeit der Berichterstattung, die Mei-
nungsvielfalt sowie die Ausgewogenheit der Programme und
Angebote zu beriicksichtigen.

(a) Das Gebot der Vielfalt gilt besonders fiir informierende und
meinungsbildende Sendungen. Profilierte politische Aussagen
und Analysen sind ebenso wesentliche Bestandteile des Pro-
gramms wie die Information {iber bisher unbekannte Sachver-
halte und Zusammenhédnge.

Auch die Berichterstattung iiber nicht verfassungskonforme
Meinungen, Ereignisse oder Zustinde gehort zur Informations-
pflicht. Die selbstverstidndliche Anerkennung der vom Grundge-
setz festgelegten freiheitlich-demokratischen Verfassungsord-
nung schlieBt eine sachlich-kritische Auseinandersetzung mit
dem geltenden Recht nicht aus. Keinesfalls darf jedoch durch
das Programm zur gewaltsamen Veranderung dieser Verfassungs-
ordnung oder zu strafbaren Handlungen aufgefordert werden.

(b) Im Programm vertretene Meinungen sind nicht die Meinun-
gen der Rundfunkanstalten, sondern Meinungsduf3erungen der
Autoren und Befragten; sie miissen als solche erkennbar sein.
Kommentare sind von der Berichterstattung deutlich zu trennen
und unter Nennung des Verfassers als solche zu kennzeichnen.
In Berichten und in Beitrdgen, in denen sowohl berichtet als
auch gewertet wird, diirfen keine Tatbestdnde unterdriickt wer-
den, die zur Urteilsbildung nétig sind. Alle Beitrdge haben den
Grundsitzen journalistischer Sorgfalt und Fairness und ihrer
Gesamtheit der Vielfalt der Meinungen zu entsprechen. Berich-
terstattung und Informationssendungen haben den anerkannten
journalistischen Grundsétzen, auch beim Einsatz virtueller Ele-
mente, zu entsprechen. Sie miissen unabhingig und sachlich
sein. Zur journalistischen Sorgfalt gehdrt, dass Tatsachenbe-
hauptungen iiberpriift werden; Vermutungen sind als solche zu
kennzeichnen. Sind fiir eine kritisch analytische Sendung Tatsa-
chenbehauptungen vorgesehen, die sich gegen eine Person oder
Institution richten, so gehort es zur sorgfaltigen Vorbereitung der
Sendung, die Betroffenen soweit erforderlich und moglich zu
horen und deren Auffassung nicht auer Acht zu lassen.

(c) Bei der Wiedergabe von Interviews und Statements darf der
Sinn der Aussage nicht verdndert oder verfdlscht werden. Das
gilt insbesondere bei Kiirzungen und bei der Verwertung von Ar-
chivmaterial. Personen, die um Mitwirkung an einer Sendung
gebeten werden, diirfen {iber Art und Zweck ihrer Mitwirkung
nicht getduscht werden.

(d) Die Sendungen der Tagesschau diirfen keine Meinungséuf3e-
rungen der Redaktion enthalten; in Korrespondentenberichten

sind MeinungsduBerungen zuldssig. Kommentare im Rahmen
von Tagesschau und Tagesthemen miissen von den Nachrichten
deutlich abgegrenzt sein. Auf die fiir den Kommentar verant-
wortliche Rundfunkanstalt ist hinzuweisen.

(e) Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen, die von den
Rundfunkanstalten durchgefiihrt werden, ist ausdriicklich anzu-
geben, ob sie reprisentativ sind.

(4) Besondere Anforderungen fiir Onlineangebote

(a) Grundlage fiir die Onlineangebote der ARD bilden die ver-
fassungsrechtlichen und rundfunkstaatsvertraglichen Vorgaben.
Diese Angebote dienen der Erfiillung des Programmauftrags
und sind an diesen Auftrag gebunden. Sie informieren, bilden
und unterhalten. Die Onlineangebote vertiefen und vernetzen
die Programminhalte aus Horfunk und Fernsehen.

(b) Werbung und Sponsoring finden in den ARD-Onlineange-
boten nicht statt.

(c) Mit ihren Onlineangeboten trigt die ARD dem verdnderten
Informations- und Kommunikationsverhalten Rechnung. Sie
leistet einen wichtigen Beitrag zur Sicherung der Meinungsviel-
falt in den neuen Medien und trigt damit zur Meinungs- und
Willensbildung in der Gesellschaft bei. Vor allem die Jiingeren,
die mit dem Internet aufwachsende Generation, lassen sich auf
diesem Wege erreichen.

(d) Den Nutzern bietet die ARD mit ihren Onlineangeboten
durch unabhéngige redaktionelle Auswahl und transparente Nut-
zerfilhrung Orientierung im Netz. Sie ist von besonderer Bedeu-
tung in einem Medium, das durch eine nicht abzihlbare Fiille
von Informationen und Diensten sowie durch ein kommerzielles
Umfeld geprigt ist.

(e) Die Onlineangebote bieten den Rundfunkteilnehmern hoch-
wertige Inhalte der ARD zur zeitsouverdnen Nutzung und ohne
zusiétzliche Kosten fiir die gebiihrenfinanzierten Inhalte. Die
ARD will mit ihren Onlineangeboten alle Bevolkerungsgruppen
erreichen. Angebotsstrukturierung und Themenauswahl folgen
den Kriterien der umfassenden Information, der Themenvielfalt
und Programmaqualitét. Im Unterschied zu kommerziellen An-
geboten steht dabei die Maximierung von Zugriffszahlen nicht
im Mittelpunkt.

(f) Die Onlineangebote entsprechen dem offentlich-rechtlichen
Programmstandard und erfordern eine eigensténdige journalis-
tische Leistung. Die inhaltliche Richtigkeit der von der ARD
verbreiteten Onlineangebote ist durch regelméBige Uberpriifung
und Aktualisierung zu gewihrleisten.

(g) Externe Links dienen der unmittelbaren Ergéinzung, Vertie-
fung oder Erlduterung eines Themas oder dem Programmser-
vice. Sie bieten so einen inhaltlichen und medienspezifischen
Mehrwert fiir den Nutzer. Sie sollen méglichst auf anerkannte
Quellen verweisen. Sie miissen redaktionell veranlasst sein. Th-
re Auswahl bedarf einer besonderen redaktionellen Sorgfalt. Ex-
terne Links werden als solche gekennzeichnet. Es werden keine
Links gesetzt, die unmittelbar zu Inhalten fiihren, die gewaltver-
herrlichend oder jugendgeféhrdend sind.
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(h) Chats werden redaktionell begleitet. Sie werden mit Teilnah-
meregeln und Teilnehmerbegrenzungen versehen, soweit dies
zur Gewihrleistung der redaktionellen Uberwachungsaufgabe
geboten erscheint. Foren und elektronische Gistebiicher sind re-
gelmifBig dahingehend redaktionell zu tiberpriifen, dass keine
Verbreitung gewaltverherrlichender, jugendgefihrdender oder
kommerzieller Inhalte erfolgt.

(i) Die Onlineangebote werden technisch so erstellt, dass die
Rundfunkteilnehmer sie auf moglichst allen géngigen Software-
plattformen nutzen konnen. Die ARD bedient sich fiir die Er-
stellung, Pflege und Verbreitung ihrer Onlineangebote der ak-
tuellen medienspezifischen technischen Entwicklungen und
Standards. Der barrierefreie Zugang fiir Menschen mit Behin-
derungen wird geméal der technischen Entwicklung stdndig ver-
bessert.

(j) Die ARD betreibt keine eCommerce-Plattformen fiir kom-
merzielle Waren oder Dienstleistungen Dritter. Fiir die kosten-
pflichtige Abgabe von Sendungen oder Sendungsbestandteilen
(Mitschnitte) fiir die private Nutzung sowie den Verkauf von
Merchandising-Produkten mit Programmbezug kann auch der
Online- Vertriebsweg genutzt werden. Die ARD kann den Rund-
funkteilnehmern auch ihren Programmservice online anbieten,
wie zum Beispiel die Moglichkeit, Karten zu ihren Konzerten
und anderen Programmveranstaltungen zu bestellen.

I1. Bericht iiber die Erfiillung des Auftrages
nach § 11e Absatz 2 RStV und Verfahren zur Aufstellung
von Selbstverpflichtungen fiir die Gemeinschaftsprogramme
und -angebote der in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten

(1) Alle zwei Jahre verdffentlichen die in der ARD zusammen-
geschlossenen Rundfunkanstalten einen Bericht iiber die Erfiil-
lung ihres Auftrags, tiber die Qualitdt und Quantitdt der Ge-
meinschaftsprogramme und -angebote sowie die geplanten
Schwerpunkte der jeweils anstehenden programmlichen Leis-
tungen (sog. Selbstverpflichtungen). Im Rahmen der Selbstver-
pflichtungserklérungen sollen auf der Grundlage der Grundsét-
ze zur Programmgestaltung (vgl. Ziffer I) zu den geplanten Ak-
tivitdten der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten konkrete Aussagen insbesondere im Hinblick auf
einzelne Elemente der Programme und Angebote sowie geplan-
te Schwerpunkte und Verdanderungen abgegeben werden. Der
Bericht soll das &ffentlich-rechtliche Profil der Gemeinschafts-
programme und -angebote wiedergeben.

(2) Die ARD-Programmdirektion und die ARD-Onlinekoordi-
nation erstellen alle zwei Jahre federfiihrend fiir die jeweiligen
Bereiche den Entwurf der gemif § 11e Absatz 2 RStV zu verdf-
fentlichenden Berichte iiber die Erfiillung des Auftrags, iber die
Qualitdt und Quantitit der bestehenden Angebote sowie die
Schwerpunkte der geplanten Angebote (sog. Bericht und Leit-
linien).

Nach Beratung durch die Fernsehprogrammkonferenz und die
Redaktionskonferenz Online sowie die Intendanten und Inten-
dantinnen der Landesrundfunkanstalten wird der Entwurf den
Rundfunkriten der Landesrundfunkanstalten zur Beratung und
Kenntnisnahme zugleitet.

Die GVK koordiniert gemél § Sa Absatz 2 ARD-Satzung die
Beratungen der Rundfunkrite. Der ARD-Programmbeirat gibt
eine Stellungnahme zum Entwurf von Bericht und Leitlinien ab.
Vor Verabschiedung der auf Grundlage der Beratungsergebnisse
iiberarbeiteten Fassung durch die Intendantinnen und Intendan-
ten der Landesrundfunkanstalten in der letzten Hauptversamm-
lung des betreffenden Jahres erfolgt eine abschlieBende Be-
handlung in der GVK. Bericht und Leitlinien sind in geeigneter
Form zu verdffentlichen.

III. Programmkontrolle

(1) Die Aufsichtsorgane der an den Gemeinschaftsprogrammen
und -angeboten beteiligten Rundfunkanstalten iiberwachen die
Einhaltung der hierfiir geltenden gesetzlichen bzw. staatsver-
traglichen Programmrichtlinien unter Beriicksichtigung dieser
Grundsitze.

(2) Beschliisse einzelner Aufsichtsorgane, in denen ein Beitrag
beanstandet wird, der von einer anderen Rundfunkanstalt einge-
bracht wurde, werden zur weiteren Behandlung den zustandigen
Organen der einbringenden Rundfunkanstalt zugeleitet und dem
Programmbeirat Deutsches Fernsehen zur Kenntnis gegeben.

IV. Beschwerden

Beschwerden gegen Beitrage in Gemeinschaftsprogrammen und
-angeboten werden jeweils an die einbringende Rundfunkanstalt
weitergeleitet und von dieser behandelt. Unberiihrt bleibt die
Behandlung eingehender Beschwerden durch jede verbreitende
Rundfunkanstalt.

V. Gegendarstellungen und sonstige duflerungsrechtliche
Anspriiche

(1) Fiir Gegendarstellungsanspriiche gilt § 8 ARD-Staatsvertrag.

(2) Fiir sonstige duflerungsrechtliche Anspriiche gelten die nach-
folgenden Regelungen, die eine einheitliche Handhabung er-
moglichen sollen.

(3) Die redaktionelle Verantwortung fiir Beitrdge in Gemein-
schaftsprogrammen und -angeboten trigt die jeweils einbrin-
gende Rundfunkanstalt. Unberiihrt hiervon bleibt die Verant-
wortung aller an Gemeinschaftsprogrammen und -angeboten
beteiligten Rundfunkanstalten fiir die Verbreitung dieser Beitra-
ge innerhalb ihres jeweiligen gesetzlichen Sendegebiets.

(4) Zustéandig fiir die Bearbeitung ist die den Beitrag einbrin-
gende Rundfunkanstalt. Sofern Anspriiche bei einer anderen als
der einbringenden Rundfunkanstalt geltend gemacht werden,
leitet diese das Begehren an die zustdndige Rundfunkanstalt
weiter. Die abgebende Rundfunkanstalt verbindet dies mit der
rechtsverbindlichen Zusage gegeniiber dem Antragsteller, dass
sie eine von der zustindigen Rundfunkanstalt abgegebene Er-
klarung oder eine gegen diese erwirkte gerichtliche Entschei-
dung als auch fiir sich verbindlich anerkennen wird. Die ein-
bringende Anstalt ist bevollméchtigt, verbindliche Erklarungen
fiir die anderen beteiligten Rundfunkanstalten abzugeben.
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den librigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erkldrung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 23. September 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Plessa Blatt 1406 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle

2 Plessa 2 518 Gebdude- und Freifliche 988 m?
Sanschk

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: unbebautes Grundstiick belegen
Industriestrafe.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 21.01.2014.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 8.900,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 15 K 55/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 23. September 2014, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Riickersdorf Blatt 518 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Rickersdorf 1 452 Gebdude- und Freifliche 506 m?
Sperlingsweg 134,135

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Bungalow mit
Anbau.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 26.08.2013.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 49.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 51/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 23. September 2014, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Oppelhain Blatt 255 cingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

3 Oppelhain 1 53 Gebiude- und Freifldche 300 m?
Hauptstr. 12

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Einfamilien-
haus.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 05.09.2013.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 117.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 15 K 52/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 25. September 2014, 10:00 Uhr
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im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Plessa Blatt 8 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung gemif
Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

13 Plessa 3 291/1 Gebdude- und Gebdude-  9.166 m*
nebenfldchen Ackerland

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: unbebautes Grundstiick.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 22.01.2013.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 7.900,00 EUR.

Im Termin am 25.02.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 3/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 30. September 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Wohnungs-
grundbuch von Finsterwalde Blatt 8398 cingetragene Woh-
nungseigentum, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
24,02/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Flur 11, Flurstiick 440, Gebdude- und Freiflichen Glasma-
cherstr. 10, 30, 50 und Cottbuser Str. 35, 37, 39, groB 3.755 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Cottbuser
Str. 39, Hochpaterr rechts, Nr. 33 des Aufteilungsplanes.

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Eigentumswohnung (3 Zimmer,
Kiiche, Flur, Bad und Balkon, WF. ca. 59,61 m?), in einem Mehr-
familienhaus.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 27.06.2013.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 38.900,00 EUR.

Im Termin am 24.06.2014 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 43/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 30. September 2014, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Crinitz Blatt 239 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Crinitz 2 95 Gebdude- und Freifldche 867 m?
Hauptstr. 95

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Mehrfamilienhaus mit Nebenge-
béuden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 02.08.2012.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 80.000,00 EUR.

Im Termin am 26.09.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieflich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 15 K 63/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 30. September 2014, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Schraden Blatt 410 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

2 Schraden 7 189 Gebdude- und Freifliche, 6.382 m?
Landwirtschaftsfliche
Rothes Buschhaus 11

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: mit einem zweigeschossigen
Wohnhaus (Leerstand) und einem ruindsen Scheunenneben-
gebdude bebautes Grundstiick im Wasserschutzgebiet ,, Tettau™
(Wasserschutzzone I1I).

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 25.09.2013.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 9.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 54/13

Versteigerung

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am
Dienstag, 7. Oktober 2014, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-

platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von

Lugau Blatt 562 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-

mél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

4  Lugau 2 212 Gebiude- und Freifliche 1.346 m’
Erholungsflidche Feldweg 13

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Einfamilienwohnhaus (Baujahr
1998) mit Nebengebiude

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 06.04.2011.
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Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 146.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 16/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 7. Oktober 2014, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Hirschfeld Blatt 67 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie
2 Hirschfeld 19 22 Gebdude- und Freifliche  1.224 m?

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Wohnhaus mit Schankwirtschaft,
Saalanbau und Nebengebdude in der Dorfstralle 25

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 16.07.2013.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-

gesetzt auf 7.000,00 EUR.
Geschafts-Nr.: 15 K 48/13

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 30. September 2014, 11:00 Uhr

im Amtsgericht Cottbus, Haus I, Gerichtsplatz 2, II. Oberge-

schoss, Saal 313, folgende Grundstiicke versteigert werden:

1.) eingetragen im Grundbuch von Spremberg Blatt 4076

Bezeichnung gemédl3 Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Spremberg, Flur 40, Flurstiick 206, Ge-
baude- und Freiflache, Trattendorfer Straf3e 32, Gro-
Be: 1.893 qm,
Gemarkung Spremberg, Flur 40, Flurstiick 207,
Landwirtschaftsfliche, Trattendorfer Stralle 32,
Grofle: 321 qm

2.) eingetragen im Grundbuch von Spremberg Blatt 5637

Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Spremberg, Flur 40, Flurstiick 84/2,
Gebiude- und Freifldche, Trattendorfer Strafie 32,
Grofe: 395 qm

3.) eingetragen im Grundbuch von Spremberg Blatt 5756

Bezeichnung gemadl3 Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. I, Gemarkung Spremberg, Flur 40, Flurstiick 83/3,
Gebaude- und Freifldche, Trattendorfer Strafie 32,
Grofle: 408 gqm

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Grundbiicher

jeweils am 10.09.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

zu 1.) auf 30.000,00 EUR

zu2.)auf 3.500,00 EUR

zu 3.) auf 3.400,00 EUR.

Postanschrift: Trattendorfer Str. 32, 03130 Spremberg
Bebauung: - Ausstellungshalle, Bj. ca. 1990/91, Leichtbau-
weise
- Werkstattgebdude, Bj. nicht bekannt, massiv
- Lager- und Sozialgebdude, Bj. nicht bekannt,
massiv
- AufBlenanlagen: befestigter Hof
Laut vorliegendem Gutachten bilden die Grundstiicke eine wirt-
schaftliche Einheit und wurden ehemals als Autohaus mit Werk-
statt genutzt.
AZ: 59K 42/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 30. September 2014, 13:00 Uhr
im Amtsgericht Cottbus, Haus I, Gerichtsplatz 2, II. Ober-
geschoss, Saal 313, das im Grundbuch von Forst (Lausitz)
Blatt 11388 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemél Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Forst (Lausitz), Flur 17, Flurstiick 120,
Gebdude- und Freiflache, Elisabethstralie 11, Gro-
Be: 567 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
02.05.2012 eingetragen worden.
Postanschrift: Elisabethstr. 11, 03149 Forst (Lausitz)
Bebauung:  Villa, Bj. ca. 1888, Sanierung und Modernisie-
rung ca. 2004/2006, zweigeschossig, unterkellert,
Dachboden ausgebaut

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 173.000,00 EUR.

In einem fritheren Termin ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:59K 42/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 7. Oktober 2014, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-

richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von

Gallinchen Blatt 833 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung

gemdl Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 4, Gemarkung Gallinchen, Flur 2, Flurstiick 330, Ge-
baude- u. Freifliche, Wacholderweg 3 A, 521 m’,
Gemarkung Gallinchen, Flur 2, Flurstiick 331, Ge-
bdude- u. Freiflache, Wacholderweg 3 A, 47 m’

versteigert werden.

Laut Gutachten ist das Wohn- u. Gewerbeobjekt mit einem

Wohn- (ca. 88 m?) u. Geschiftshaus (ca. 114 m?), Bj. 1992 sowie

einem Carport bebaut.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

03.07.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 103.000,00 EUR.
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In einem fritheren Termin ist der Zuschlag aus den Griinden des
§ 85a Absatz 1 ZVG versagt worden.
Geschifts-Nr.: 59 K 77/12

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 18. September 2014, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Fiirstenwalde
Blatt 9377 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemaf3
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Fiirstenwalde, Flur 143, Flurstiick 115,
Grofe 4.673 m?
Ifd. Nr. 4, Gemarkung Fiirstenwalde, Flur 20, Flurstiick 1073,
Grofle 3.357 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.07.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 2 (Flur 143 Flurstiick 115) 1,00 EUR
1fd. Nr. 4 (Flur 20, Flurstiick 1073) 1,00 EUR
Gesamtausgebot: 1,00 EUR

Postanschrift: 15517 Fiirstenwalde, Trankeweg 15
Bebauung: unbebaut mit Altablagerungen
AZ:3K 113/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 24. September 2014, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von Merz
Blatt 173 - zu je 1/2 Anteil - eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe in qm
3 3 240 Gebdude- und Freifliache 435
242 Dorfstr. 12 a 623

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.05.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 155.000,00 EUR.

Das Wertgutachten kann wihrend der Sprechzeiten im Amtsge-
richt eingesehen werden.

Postanschrift: Eichenallee 25, 15848 Ragow-Merz
Bebauung: Einfamilienhaus und Nebengebidude
AZ:3K71/14

Amtsgericht Liibben (Spreewald)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 29. September 2014, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben/Spreewald, Ge-
richtsstr. 2 - 3, Erdgeschoss, Saal I, das in Krossen liegende, im
Grundbuch von Drahnsdorf Blatt 20209 eingetragene, nach-
stehend beschriebene Grundstiick
Bestandsverzeichnis Nr. 2
Gemarkung Krossen, Flur 1, Flurstiick 37, Gebdude- und Frei-
flache, Hauptstralle 22, grofl 963 m?
versteigert werden.
Bebauung: in zentraler Lage des Gemeindegebietes gelegenes,
mit einem nicht unterkellerten Wohnhaus in massiver Bauweise
- Baujahr ca. 1900 - Sanierung in den 1980er Jahren und einem
Nebengebdude, bebautes Grundstiick
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.06.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt

auf: 55.000,00 EUR.
AZ:52K9/13

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 16. September 2014, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Blankenfelde Blatt 2455 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. I, Gemarkung Blankenfelde, Flur 13, Flurstiick 255,

Am Stechberg 9, Grofie 663 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 100.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
05.07.2013 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15827 Blankenfelde, Am
Stechberg 9. Es ist bebaut mit einem Einfamilienhaus als Dop-
pelhdlfte mit Nebengelass. Angaben zum Wohnhaus: Bj. ca.
1934, Modernisierung nach 1990, Anbau Wintergarten ca. 1193,
ausgebautes DG, Wfl. ca. 153 m? Eigennutzung. Die nihere
Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zim-
mer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent-
nommen werden.

AZ: 17K 44/13

Zwangsversteigerung 2. Termin,
keine Grenzen 5/10 und 7/10
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 16. September 2014, 11:00 Uhr
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im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von

Altes Lager Blatt 509 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung

gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 0,671/1.000 (Null, sechshunderteinundsiebzig/Ein-
tausendstel) Miteigentumsanteil an dem vereinigten
Grundstiick, bestehend aus
Gemarkung Altes Lager, Flur 3, Flurstiick 80, Ver-
kehrsflache, Breitscheidstralie, Grofie 3 m?,
Gemarkung Altes Lager, Flur 3, Flurstiick 81, Ver-
kehrsflache, Breitscheidstralie, Grofie 66 m?,
Gemarkung Altes Lager, Flur 3, Flurstiick 82, Ge-
bdude- und Freifldche, Breitscheidstralle 4, 6, 8,
Friedrich-Engels-Straf3e 3, 5, 7, 9, Lessingweg 8, 10,
12, 10, Grofe 13.056 m?,

Gemarkung Altes Lager, Flur 3, Flurstiick 27, Frie-
drich-Engels-Straf3e 15, Grofe 3.736 m*

verbunden mit dem Sondereigentum an dem Tiefgaragenstell-

platz im Aufteilungsplan bezeichnet mit Nr. T 3.

Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt

(Blatt 401 bis 612). Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist

durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden

Sondereigentumsrechte beschrinkt.

Das Wohnungs- und Teileigentum ist verduBerbar und vererbbar.

und das im Grundbuch von Altes Lager Blatt 510 eingetragene

Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 0,671/1.000 (Null, sechshunderteinundsiebzig/Ein-
tausendstel) Miteigentumsanteil an dem vereinigten
Grundstiick, bestehend aus
Gemarkung Altes Lager, Flur 3, Flurstiick 80, Ver-
kehrsflache, Breitscheidstralie, Grofie 3 m?,
Gemarkung Altes Lager, Flur 3, Flurstiick 81, Ver-
kehrsflache, Breitscheidstralie, Grofie 66 m?,
Gemarkung Altes Lager, Flur 3, Flurstiick 82, Ge-
baude- und Freifliche, Breitscheidstralle 4, 6, 8,
Friedrich-Engels-Strafie 3, 5, 7,9, Lessingweg 8, 10,
12, 10, GroBe 13.056 m?

verbunden mit dem Sondereigentum an dem Tiefgaragenstell-

platz im Aufteilungsplan bezeichnet mit Nr. T 4.

Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt

(Blatt 401 bis 612). Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist

durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden

Sondereigentumsrechte beschrankt.

Das Wohnungs- und Teileigentum ist verduferbar und vererbbar.

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf je 4.500,00 EUR pro Tiefgaragenstell-
platz festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das jeweilige Grund-
buch am 02.07.2013 eingetragen worden.

Die Tiefgaragenstellpldtze befinden sich in 14913 Niedergors-
dorf OT Altes Lager, nordlich der Ortsmitte in der Friedrich-En-
gels-Stra3e. Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsge-
richt Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu
den Sprechzeiten entnommen werden.

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs-
wertes erfolgen.

Im Termin am 03.06.2014 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

AZ: 17K 78/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 23. September 2014, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Schulzendorf Blatt 5191 eingetragene Erbbaurecht, Bezeich-
nung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gesamterbbaurecht an den Grundstiicken
Schulzendorf Blatt 5015, Flur 1, Flurstiick 330, Gebaude- und
Freifldche, Zum Miihlenschlag, Grofie 26 m? und
Schulzendorf Blatt 5020, Schulzendorf, Flur 1, Flurstiick 336,
Gebaude- und Freifliche, Zum Miihlenschlag 97, Grofie 264 m?,
jeweils eingetragen in Abt. II Nr. 1.
Das Erbbaurecht endet am 31.12.2091.
Der Erbbauberechtigte bedarf der Zustimmung des Grund-
stiickseigentiimers im Falle der VerduBerung des Erbbaurechts
im Ganzen sowie zur Belastung des Erbbaurechts mit Hypothe-
ken, Grundschulden, Rentenschulden, Reallasten, Dauerwohn-
und Dauernutzungsrechten und deren Anderung, wenn Sie eine
weitere Belastung des Erbbaurechts enthilt.
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 147.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
22.08.2012 eingetragen worden.

Das Erbbaurecht befindet sich in 15732 Schulzendorf, zum
Miihlenschlag 97. Hierbei handelt es sich um ein Einfamilien-
haus als Reihenendhaus. Angaben zum Wohnhaus: Bj. 1999,
WHL. ca. 126,10 m?, eigengenutzt. Die ndhere Beschreibung kann
bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden
Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17K 178/12

Zwangsversteigerung 5. Termin,
keine Grenzen 5/10 und 7/10
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 30. September 2014, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde die im Grundbuch von
Jiiterbog Blatt 4796 cingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Jiiterbog, Flur 40, Flurstick 119, GF;

Fuchsberge 2; Gewerbe und Industrie, Grofle

4.777 nv’,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Jiiterbog, Flur 40, Flurstiick 120, SF;

Weg , GrofBle 134 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf insgesamt 1.050.000,00 EUR festge-
setzt worden.
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Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
16.09.2008 eingetragen worden.

Die Grundstiicke befinden sich in 14913 Jiiterbog, Fuchsberge 2.
Bei dem Flurstiick 120 handelt es sich um Verkehrsfliche. Das
Flurstiick 119 ist bebaut mit einem zweigeschossigen, unterkel-
lerten Mehrfamilienhaus bestehend aus Wohnhaus 1 und 2, wel-
che durch einen Verbindungsbau miteinander verbunden sind.
Das Wohnhaus 2 iiberbaut das Nachbarflurstiick 115 fast voll-
stindig. Angaben zum Mehrfamilienhaus: Bj. 1937, Moderni-
sierung ca. 1995, unterkellert, ausbaufdhiger Dachraum, teil-
weise vermietet, zwangsverwaltet. Die ndhere Beschreibung kann
bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1404, vorliegenden
Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden.

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs-
wertes erfolgen.

Im Termin am 18.01.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ: 17 K 354/08

Wiederversteigerung
Im Wege der Wiederversteigerung soll am

Dienstag, 14. Oktober 2014, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Wohnungsgrund-
buch von Luckenwalde Blatt 9051 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
85,87/1.000 (finfundachtzig 87/100 Tausendstel) Miteigen-
tumsanteil an dem Grundstiick:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Luckenwalde, Flur 2, Flurstiick 59, Ge-

baude- und Freifliache, Gartenstralie 17, Grofie 679 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Oberge-
schoss (Gebdude 2) bezeichnet mit Nr. 8 des Aufteilungsplanes.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Luckenwalde Blétter 9044 bis 9053 und 9056);
der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den
anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrech-
te beschrénkt.
Im Ubrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhalts des
Sondereigentums auf die Bewilligung vom 10.07.1997 Bezug
genommen; Eingetragen am 30.09.1997;
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 14.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
27.02.2013 eingetragen worden.

Die Wohnung befindet sich in 14943 Luckenwalde, Gartenstra-
Be 17. Das Wohnungseigentum und das Gemeinschaftseigentum
weisen umfassende Fertigstellungsdefizite auf. Nach Fertigstel-
lung verfiigt die Wohnung iiber 2 1/2 Zimmer, Kiiche, Bad/WC
und Flur. Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht
Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den
Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17K 4/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 17. Oktober 2014, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Grofibeeren Blatt 231 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Gemarkung GroB3beeren, Flur 2, Flurstiick 718, Ge-
baude- und Freifliche, Wohnen, Genshagener Stra-
Be 6, Grofe 2.611 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 207.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
04.01.2013 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14979 Grof3beeren, Genshage-
ner Str. 6. Es ist bebaut mit zwei 2-geschossigen Wohngebéuden,
Bj. ca. 1911, und Nebengebduden. Das Grundstiick befindet
sich im Bereich des Bodendenkmals Nr. 130141. Die nihere
Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zim-
mer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent-
nommen werden.

AZ: 17K 283/12

Amtsgericht Neuruppin

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Aufthebung der Gemeinschaft sollen am
Dienstag, 26. August 2014, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-

ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die im

Grundbuch von Gadow Blatt 686 eingetragenen Grundstiicke,

Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 Gadow 1 39/1 Gebdude- und Freifliche 813 m?
Im Dorfe

2 Gadow 1 38/1 Gebiude- und Freifliache 253 m?
Im Dorfe

laut Gutachter: Wohngrundstiick Dorfstrale 20 in 16909 Witt-
stock/Dosse OT Gadow, bebaut mit einem Ein-
familienwohnhaus (ehemaliger Kindergarten,
Baujahr ca. 1948/49), einem Schuppen, einer
Garage, einem Hundezwinger und einer Auf3en-
toilette

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

07.12.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: insgesamt 32.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 369/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 26. August 2014, 13:00 Uhr
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im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Straf3e 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das
im Grundbuch von Angermiinde Blatt 2244 eingetragene Woh-
nungseigentum, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

253/1000 (Zweihundertdreiundfiinfzig Tausendstel) Miteigentumsanteil
an dem Grundstiick
Angermiinde 10 212/19  Gebéude- und Freifliche, 1.384 m’
Wohnen, Berliner Tor 22,
23,24,25,26
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Erdge-
schoss, Nr. 1 des Aufteilungsplans.
Das Miteigentum ist durch die Einrdumung der zu den anderen An-
teilen (insgesamt in den Blittern 2245 bis 2248) gehorenden
Sondereigentumsrechte beschriinkt. Im Ubrigen wird wegen des
Inhalts und des Gegenstandes des Sondereigentums auf die Eintra-
gungsbewilligung vom 16.09.1991 Bezug genommen. Eingetragen
am 02.09.1992.

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um eine Wohnung (ca. 106 m?),
gelegen im Reihenendhaus Berliner Tor 22 in 16278 Anger-
miinde.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.03.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 53.900,00 EUR.

Im Termin am 23.10.2013 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschifts-Nr.: 7K 62/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 4. September 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Hardenbeck Blatt 512 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle

2 Rosenow 1 S51/5 Erholungsfliche, 1.675 m?
Gebdude- und Freifldche,
Rosenower Str. 20

laut Gutachter gelegen Rosenower Str. 20, 17268 Boitzenburger
Land, bebaut mit einem EFH (unterkellert, Wfl. ca. 100,5 m?)
mit Garagengebdude und Carport

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
06.06.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 68.000,00 EUR.
AZ:7K 143/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 11. September 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Wittstock Blatt 36 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

3 Wittstock 7 27 Hof- und Gebaudefliche, 165 m?
Baustrafle

laut Gutachter saniertes Fachwerkhaus in Reihenbauweise und
Nebengelass, gelegen Baustr. 32, 16909 Wittstock

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.06.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 77.000,00 EUR.
AZ: 7K 164/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Donnerstag, 25. September 2014, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die im
Grundbuch von Wolfshagen Blatt 179 eingetragenen Grund-
stiicke, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

2 Wolfshagen 1 89/3 Gebiude- und Freifldche 500 m?
Lindenweg 25

Gebiude- und Freifldche 817 m?
Landwirtschaftsfliche

Lindenweg 25
Landwirtschaftsfliche 544 m?
Lindenweg 25

2 Wolfshagen 1 89/5

3 Wolfshagen 1 89/7

laut Gutachter gelegen Lindenweg 25 in 17337 Uckerland, be-
baut mit einem EFH (Bj. 1992, Wfl. ca. 114 m’) und Garage,
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
09.09.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméll § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf insgesamt 82.100,00 EUR (Grundstick BV Nr. 2:
81.300,00 EUR inkl. Zubehor; Grundstick BV Nr. 3:
1.090,00 EUR).

Geschifts-Nr.: 7 K 196/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 25. September 2014, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, ein
1/2 Miteigentumsanteil an dem im Grundbuch von Wentdorf
Blatt 976 eingetragenen Grundstiick, Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
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Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Wentdorf 1 31 Gartenland, Gebdude- 1.143 m?
und Gebdudenebenflache
Die Heidestiicke

laut Gutachter bebaut mit einem EFH (Bj. 1987, WAl. ca. 102 m?)
und Nebengebéduden (u. a. Garage), gelegen Lindenweg 20 in
19322 Wentdorf,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
17.10.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 32.350,00 EUR.
AZ: 7K 373/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 7. Oktober 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Wittenberge Blatt 781 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung geméf Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

2 Wittenberge 16 73 Gebiude- und Freifliache 308 m*
Bahnstr. 100
3 Grunddienstbarkeit (Uberbauungsrecht) an dem Grundstiick Wit-
tenberge
zu 2 Blatt 5181, Bestandsverzeichnis 1fd. Nr. 7, dort eingetragen in Abt. II
Nr.2

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um das mit einem Mehrfamilien-
haus (3 WE; Bj. ca. 1910, Wfl. ca. 273 m? Leerstand) bebaute
Grundstiick in 19322 Wittenberge, Bahnstr. 100.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
06.12.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt

auf: 124.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 325/13

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung - ohne Grenzen 5/10 und 7/10
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 26. August 2014, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von
Gottlin Blatt 416 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
méif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 5, Flurstiick 29/8, Gebidude- und Freifldche,
Dorfstraf3e, 1.282 m? grof
versteigert werden.
Es handelt sich um ein Grundstiick, bebaut mit einem ein- bis
zweigeschossigen Gebdudekomplex als kleines Mehrfamilien-
wohnhaus mit 3 Wohneinheiten und einem Garagentrakt mit
3 Stellpldtzen, Baujahr ca. 1960.

Hauptwohnung im Vorderhaus (Baujahr ca. 1900, Anbau ca.
1980): Im Erdgeschoss befinden sich Flur, Bad, Kiiche, Diele
und 1 Zimmer. Im Dachgeschoss befinden sich 5 Hobbyrdume
als Wohnkammern o. A. (baurechtlich nicht zu Wohnzwecken
zulédssig). Im Kellergeschoss befinden sich ein Zimmer und ein
Heizungsraum. Die Wohnfldche betrigt ca. 117 m®. Die Nutz-
flache betrégt ca. 74 m*. Nebenwohnung im Vorderhaus: Im Erd-
geschoss befinden sich Bad, 3 Zimmer und Kiiche. Im Kellerge-
schoss befindet sich ein Kellerraum. Die Wohnfldche betragt ca.
87 m’. Nebenwohnung im Seitentrakt (Baujahr ca. 1930): Im
Erdgeschoss befinden sich Flur und 2,5 Zimmer. Im Oberge-
schoss befinden sich Flur, Kiiche und Bad. Die Wohnflache be-
tragt ca. 102 m’.

Es ist im Seitentrakt ein Fahrrad-Abstellraum vorhanden. Es
sind eine ehemalige Scheune als Ruinentorso und ein 1-ge-
schossiger Massivschuppen vorhanden. Beschreibung gemif
Gutachten - ohne Gewéhr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
27.07.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 90.000,00 EUR.

Im Termin am 20.02.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot 5/10 des Verkehrswertes nicht er-
reicht hat.

AZ:2K 186/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 17. September 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, I1. Obergeschoss, Saal 304.1, die im Grundbuch
von Brieselang Blatt 1985 eingetragenen Grundstiicke, Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. I, Gemarkung Brieselang, Flur 2, Flurstiick 580, Gar-
tenland Am Amselweg, grof3: 637 m?,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Brieselang, Flur 2, Flurstiick 581, Gar-
tenland Am Amselweg, grof3: 569 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf insgesamt 180.000,00 EUR festgesetzt

worden.

Die Einzelwerte betragen: Flurstiick 580 = 4.000,00 EUR
Flurstiick 581 = 176.000,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 15. Oktober 2013 ein-
getragen worden.

Die Grundstiicke sind im Lerchenweg 30, 14656 Brieselang, ge-
legen. Das Flurstiick 581 ist mit einem Einfamilienhaus (Bj. um
2007, W1l ca. 140 m?) bebaut. Bei dem Flurstiick 580 handelt es
sich um Gartenland, das nicht separat bebaubar ist.
AZ:2K202/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 18. September 2014, 9:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 304.1, das im Wohnungsgrundbuch von Bran-
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denburg Blatt 21097 eingetragene Wohnungseigentum, Be-
zeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, bestehend aus 1.688/10.000 Miteigentumsanteil an

dem Grundstiick

Gemarkung Brandenburg, Flur 29,

Flurstiick 178, grof3: 791 m?,

Flurstiick 126, grof3: 7 m?,

Flurstiick 127, grof3: 2 m?,

- sémtlich: Gebdude- und Freifliche Altst. Fischer-

str. 24, 25 -
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Erdge-
schoss und ersten Obergeschoss und Balkon Nr. 2 des Auftei-
lungsplanes; nebst einem mit gleicher Nummer gekennzeichne-
ten Kellerraum im Kellergeschoss, Sondernutzungsrechte sind
vereinbart;
versteigert werden.
Die vermietete Maisonette-Wohnung (im EG 2 Zimmer, Kiiche,
WC; im OG 3 Zimmer, WC) in der Altstidtischen Fischerstra-
e 24 mit einer Wohn- und Nutzfldche von ca. 142 m’ liegt in ei-
nem vor 1900 erbauten und 2004 sanierten Mehrfamilienhaus
mit 7 Wohneinheiten und befindet sich in gutem Zustand. Hinzu
kommt die Nutzung an einer Garten- und Terrassenteilflédche so-
wie Pkw-Stellplatz.
Der Versteigerungsvermerk wurde am 11.11.2013 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 142.000,00 EUR.
AZ:2 K 80/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 18. September 2014, 12:00 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Nauen Blatt 6150
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemifl Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 15, Flurstiick 216/6, Gebdude- und Freiflache,

Lindenstral3e 8, Grofie: 445 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 13.500,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
12.11.2012 eingetragen worden.

Das Grundstiick Lindenstr. 8 in 14641 Nauen ist mit einem Kel-
lergeschoss (Bodendenkmalsubstanz) und einem Nebengebiu-
de (Ruine) bebaut.

AZ:2K 347/12

Zwangsversteigerung/keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Montag, 22. September 2014, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Belzig Blatt 160 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. I, Gemarkung Belzig, Flur 8, Flurstiick 452, Tépfer-

str. 7, grof3: 143 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 43.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 22. April 2013 einge-
tragen worden.

Das Grundstiick ist mit einem Einfamilienwohnhaus (Reihen-
endhaus) bebaut (WAl. ca. 95 m?). Es bestehen erhebliche Mén-
gel (extrem verwohnte Riume, alte Haustechnik).

Im Termin am 3. April 2014 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot die Halfte des Verkehrswertes
nicht erreicht hat.

AZ:2K 108/13

Zwangsversteigerung ohne 5/10 und 7/10 Grenze
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 23. September 2014, 9:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Rathenow
Blatt 2745 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemill Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Rathenow, Flur 42, Flurstiick 2, Geb&u-
de- und Gebdudenebenflichen, Gartenland, Milo-
wer Landstr. 29, Grofle: 1.301 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einer unterkellerten eigen genutzten
Doppelhaushilfte (Wohnfl. ca. 108 m?) nebst vermietetem Biiro-
und Werkstattgebdude (ca. 80 m?), Baujahr um 1913 und 2009
sowie mit einem alten massiven Schuppen mit angebautem
Schleppdach bebaut. Es besteht Fertigstellungs- und Sanie-
rungsbedarf.
Der Versteigerungsvermerk wurde am 10.04.2013 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 125.000,00 EUR.

Im Termin am 18.02.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieflich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:2K 84/13

Zwangsversteigerung/keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 24. September 2014, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,

14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund-

buch von Neuendorf b. Briick Blatt 341 eingetragene Grund-

stiick, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Neuendorf bei Briick, Flur 5, Flur-
stiick 94/1, Gebiaude- und Freifliche, Landwirt-
schaftsfliche, Alte Dorfstrale 1, grof3: 1.236 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 30.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 04.02.2013 eingetra-
gen worden.

Das Grundstiick ist mit einem Einfamilienhaus sowie einem
Stallgebdude und einer Scheune (Bj. etwa 1900, wahrschein-
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liche Modernisierung in den 1960er Jahren, Wfl. geschitzt ca.
130 m?*) bebaut. Es bestehen augenscheinlich erhebliche Bau-
schidden. Eine Innenbesichtigung konnte nicht erfolgen.

Im Termin am 10.04.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot 7/10 des Verkehrswertes nicht er-
reicht hat.

AZ:2K23/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Teilungsversteigerung soll am

Donnerstag, 25. September 2014, 9:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Priort Blatt 275
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung geméil Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Priort, Flur 4, Flurstiick 63, Gebdude-

und Freiflache, Goethestr. 27, Grofle: 1.202 m?

versteigert werden.
Das Grundstiick, welches laut Flaichennutzungsplan als Wohn-
baufldche ausgewiesen ist, ist mit einem Wochenendbungalow,
einer Garage, Gerdteschuppen sowie Ver- und Entsorgungsein-
richtungen bebaut. Die Gebédude- und baulichen Anlagen stehen
im Eigentum der Nutzungsberechtigten und sind nicht Teil der
Versteigerung. Es gilt das Schuldrechtsanpassungsgesetz.
Der Versteigerungsvermerk wurde am 10.12.2013 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 43.000,00 EUR.
AZ:2K 120/13

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 8. Oktober 2014, 9:00 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss,

Saal 304.1, das im Grundbuch von Premnitz Blatt 1075 einge-

tragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemif3 Bestandsver-

zeichnis:

Ifd. Nr. 1, 424/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Premnitz, Flur 3, Flurstiick 184/2, Ge-
biude- und Gebdudenebenflichen, Gartenland,
Hauptstr. 36, grof3: 7.169 m?,
verbunden mit dem Sondereigentum zu Wohn-
zwecken an der Wohnung gelegen im 1. Oberge-
schoss und Dachgeschoss im Aufteilungsplan mit
Nr. W 12 bezeichnet,

Sondernutzungsrecht Pkw-Stellplatz 12

versteigert werden.

Die Wohnung befindet sich im ersten Obergeschoss und Dach-

geschoss und hat eine Wohnfldche von insgesamt etwa 81 m’.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am

07.11.2011 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf insgesamt 56.000,00 EUR.
Das Objekt ist vermietet.

Im Versteigerungstermin am 15.11.2012 ist der Zuschlag wegen
Nichterreichens der 5/10-Grenze versagt worden.
AZ:2K 323/11

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 8. Oktober 2014, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstralle 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, das im Grundbuch von Grof§ Schonebeck Blatt 1902

eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemifl Bestandsver-

zeichnis:

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Grofl Schonebeck, Flur 2, Flur-
stiick 397/2, Gebdude- und Freiflaiche, Prenzlauer
Str. 20 b, Grofie 315 m?,

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Grofl Schonebeck, Flur 2, Flur-
stiick 398/1, Gebdude- und Freiflache, Prenzlauer
Str. 20 b, Grofle 185 m?

laut Gutachten: voll unterkellertes, zweigeschossiges Einfamili-

enhaus, Bauj. 1975, Wohnflache ca. 154 m*, Massivgarage

Lage: Prenzlauer Str. 20B, 16244 Schorfheide OT Grof3 Sché-

nebeck

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

08.10.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt

auf: 120.000,00 EUR.
AZ:3K408/12

Insolvenzsachen

Von der elektronischen Veroffentlichung wird abgesehen.

Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem

Justizportal ,https://www.insolvenzbekanntmachungen.de"/

abrufbar.


Andrea.Granzow
Schreibmaschinentext

Andrea.Granzow
Schreibmaschinentext

Andrea.Granzow
Schreibmaschinentext

Andrea.Granzow
Schreibmaschinentext

Andrea.Granzow
Schreibmaschinentext

Andrea.Granzow
Schreibmaschinentext
Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen. Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justizportal „https://www.insolvenzbekanntmachungen.de"/ abrufbar.

Andrea.Granzow
Schreibmaschinentext

Andrea.Granzow
Schreibmaschinentext

Andrea.Granzow
Schreibmaschinentext


974 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 30 vom 30. Juli 2014

Giiterrechtsregistersachen

Amtsgericht Strausberg

Marian Broll, geb. am 2. April 1988, Phonethip Broll, geb.
Phommaly, geb. am 12. Dezember 1983; 15366 Neuenhagen,
Langenbeckstralie 16. Durch Vertrag vom 07.07.2011 ist Giiter-
trennung vereinbart. Eingetragen am 07.07.2014 unter GR 163.

STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Amt Markische Schweiz

Im Amt Markische Schweiz ist zum 11.01.2015 die Stelle der
Amtsdirektorin/des Amtsdirektors zu besetzen.

Zum Amt gehdrt die Kurstadt Buckow (Mérkische Schweiz) als
Verwaltungssitz sowie die amtsangehorigen Gemeinden Gar-
zau-Garzin, Oberbarnim, Rehfelde und Waldsieversdorf.

Mit derzeit ca. 9 000 Einwohnern und einer Verwaltungsflache
von ca. 114 km’ liegt das Amtsgebiet groftenteils im Naturpark
Meirkische Schweiz und gehdrt zum Landkreis Mérkisch-Oder-
land.

Weitere Informationen zum Amtsbereich findet man unter
www.amt-maerkische-schweiz.de.

Gesucht wird eine qualifizierte, einsatzfreudige und entschei-
dungssichere Personlichkeit, die bereit und in der Lage ist, mit

dem Amtsausschuss, den ehrenamtlichen Biirgermeistern sowie
Gemeindevertretungen/Stadtverordnetenversammlung eng und
vertrauensvoll zusammenzuarbeiten und die Verwaltung biirger-
nah, wirtschaftlich und zukunftsorientiert zu fiihren.

Die Amtsdirektorin/der Amtsdirektor wird vom Amtsausschuss
fiir die Dauer von 8 Jahren in ein Beamtenverhiltnis auf Zeit ge-
wihlt. Die Besoldung richtet sich nach der Dritten Verordnung
zur Anderung der Einstufungsverordnung vom 02.02.2010 des
Landes Brandenburg, zutreffend ist die Besoldungsgruppe A 15.

Die Bewerberinnen/Bewerber miissen mindestens die Beféhi-
gung zum gehobenen allgemeinen Verwaltungs- oder Justiz-
dienst oder eine den vorgenannten Befdhigungsvoraussetzungen
vergleichbare Qualifikation haben und eine ausreichende Erfah-
rung fiir dieses Amt nachweisen. Sie miissen die Voraussetzun-
gen flir die Wahl zur Amtsdirektorin/zum Amtsdirektor und zur
Berufung in das Beamtenverhdltnis auf Zeit gemdfl Landes-
beamtengesetz in Verbindung mit dem Beamtenstatusgesetz
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erfiillen. Insbesondere diirfen die Bewerberinnen/Bewerber bei
ihrer ersten Berufung in das Beamtenverhiltnis auf Zeit im Land
Brandenburg das 62. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

Der Besitz der Fiihrerscheinklasse B ist ebenfalls Vorausset-
zung. Es wird erwartet, dass die Amtsdirektorin/der Amtsdirek-
tor ihren/seinen Wohnsitz in der Region nimmt. Umzugskosten
in diesem Zusammenhang werden nicht erstattet.

Aussagefihige schriftliche Bewerbungen mit Lebenslauf,
aktuellem Fithrungszeugnis, Nachweisen iiber den Bildungs-
gang und die bisherigen Tatigkeiten sind bis zum 31.08.2014
(Posteingang) zu richten an:

Amt Markische Schweiz
Vorsitzender des Amtsausschusses
Hauptstralie 1

15377 Buckow (Mirkische Schweiz)

Nach Ablauf der Bewerbungsfrist eingehende Bewerbungen
werden nicht mehr beriicksichtigt. Kosten, die im Zusammen-
hang mit dem Bewerbungsverfahren entstehen, werden vom
Amt Mérkische Schweiz nicht erstattet.

Sofern eine Riicksendung der Bewerbungsunterlagen ge-
wiinscht wird, ist ein frankierter Riickumschlag beizufiigen.
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